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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Burger, Frau Hürland, Braun, Geisenhofer, 
Weber (Heidelberg), Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Frau Stommel, 

Dr. Hammans, Frau Schroeder (Detmold) und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/5333 - 

betr. Bericht der Bundesregierung über die Angleichung der Leistungen zur 
Rehabilitation (Drucksache 7/4535 - Rehabilitationsangleichungsgesetz) 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung hat mit Schreiben vom 28. Juni 1976 
- VR 1 - 42 - die o. a. Kleine Anfrage namens der Bundesregie- 
rung beantwortet: 

Allgemeines 

Die Bundesregierung sieht seit Vorlage ihres Aktionsprogramms 
Rehabilitation in der Eingliederung der Behinderten in Arbeit, 
Beruf und Gesellschaft eines der bedeutsamsten Anliegen ihrer 
Sozialpolitik. Sie hat deshalb in den letzten beiden Legislatur- 
perioden wichtige gesetzliche Reformen veranlaßt, die die Lage 
der Behinderten wesentlich verbessert haben. 

Vor allem und gerade im Bereich der Rehabilitation kann aber 
nicht alles bis in die Einzelheiten im Gesetz selbst geregelt w^er- 
den. Die Erscheinungsformen der Behinderungen sind zu viel- 
fältig. Deshalb hat die Bundesregierung an die Rehabilitations- 
träger appelliert, sich bei der Anwendung der Gesetze von dem- 
selben Geiste leiten zu lassen, der auch für die gesetzgeberi- 
schen Bemühungen der Bundesregierung und des Parlaments 
bestimmend war. 

Dabei hat die Bundesregierung in Übereinstimmung mit der ins- 
besondere bei der Beratung des Rehabilitations-Angleichungsge- 
setzes zum Ausdruck gekommenen, einmütigen Auffassung aller 
Fraktionen des Deutschen Bundestages gehandelt. Die Befug- 
nisse der Selbstverwaltung zur eigenständigen Gestaltung ihrer 
Aufgaben sollten danach möglichst wenig beeinträchtigt wer- 
den. Die Selbstverwaltung ist vorrangig zu einer Lösung der an- 
stehenden Probleme im Bereich der Rehabilitation aufgerufen. 

Sie hat sich auch bemüht, für eine einheitliche Durchführung des 
Rehabilitations-Angleichungsgesetzes im Interesse der Behinder- 
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ten zu sorgen. Die Bundesregierung hat hierzu in ihrem Bericht 
„über weitere Fragen im Zusammenhang mit dem nach § 2 
Abs. 3 des Gesetzes über die Angleichung der Leistungen zur 
Rehabilitation erteilten Berichts auftrag, insbesondere zur wirk- 
samen Koordinierung im institutioneilen Bereich der Rehabili- 
tation (Entschließung des Deutschen Bundestages vom 20. Juni 
1974)" (Drucksache 7/4335) Stellung genommen. 

Der Berichtsauftrag aufgrund der Entschließung des Deutschen 
Bundestages vom 20. Juni 1974 lautet wie folgt: 

„3. Welche Maßnahmen und Regelungen (Gesamtvereinbarungen) 
haben die Rehabilitationsträger getroffen, um ein nahtloses und 
zügiges Verfahren und Zusammenwirken der Träger, insbeson- 
dere bei der Aufstellung eines Gesamtplanes zur Rehabilitation, 
bei der Beteiligung der Bundesanstalt für Arbeit und bei der Ge- 
währung vorläufiger Leistungen sicherzustellen?" 

Die Bundesregierung hat sich entsprechend diesem Auftrag in 
ihren Ausführungen auf Maßnahmen und Regelungen (Gesamt- 
vereinbarungen) der Rehabilitationsträger für einen nahtlosen 
und zügigen Verfahrensablauf beschränkt, ohne auf die umfas- 
sende Problematik der Durchführung des Rehabilitations-An- 
gleichungsgesetzes einzugehen. 


1. Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung bislang von 
der Ermächtigung nach § 8 Abs. 1 des Rehabilitations-Anglei- 
diungsgesetzes keinen Gebrauch gemacht, und warum wurden 
die Rehabilitationsträger dem Gesetz entsprechend bislang 
nicht aufgefordert, die notwendigen Regelungen zu treffen? 

Die Bundesregierung hat hierzu bereits in ihrem zuvor genann- 
ten Bericht (Drucksache 7/4535 unter Teil C 3. Abschnitt) Stei- 
lung genommen. Sie hat dort zusammenfassend ausgeführt, daß 
sie insgesamt in Übereinstimmung mit den von ihr eingeholten 
Stellungnahmen der Auffassung ist, daß es für eine abschlie- 
ßende Beurteilung des Instruments „Gesamtvereinbarung" zur 
Zeit noch zu früh ist. Entsprechende Bemühungen der Bundes- 
arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation, Gesamtvereinbarungen 
im Verfahrensbereich zu schaffen, sind im Gange. Die Bundes- 
regierung hat daher bisher auch noch keine Aufforderung nach 
§ 8 Abs. 2 RehaAnglG an die Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Rehabilitation gerichtet, die eine oder andere Verfahrensrege- 
lung im Wege der Gesamtvereinbarung zu treffen. Die Bundes- 
regierung verkennt nicht die Schwierigkeiten, die sich bei der 
Vielzahl der beteiligten Rehabilitationsträger mit jeweils be- 
sonderen Verfahrensgrundsätzen einer Angleichung im Wege 
der Gesamtvereinbarungen entgegenstellen; vor allem auch des- 
wegen, weil zu den beteiligten Rehabilitationsträgern sowohl 
Körperschaften mit Selbstverwaltung als auch staatliche Stellen 
gehören. 


2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Träger der Rehabili- 
tation Umschulungsmaßnahmen nur noch bis zur Dauer von 
maximal 24 Monaten bewilligen und diese zeitliche Begren- 
zung bereits durch Gerichtsurteil bestätigt worden ist, und hält 
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die Bundesregierung eine solche Beschränkung für vertretbar 
und mit dem Ziel einer umfassenden Rehabilitation vereinbar? 

Nach dem Wortlaut des Rehabilitations-Angleichungsgesetzes 
(§11 Abs. 3), das einstimmig vom Deutschen Bundestag be- 
schlossen wurde, ist die Dauer der Umschulung grundsätzlich 
auf zwei Jahre beschränkt; nur in besonderen Fällen kann eine 
länger dauernde Maßnahme bewilligt werden. Diese grundsätz- 
liche Regelung galt auch bereits vor dem Inkrafttreten des Reha- 
bilitations-Angleichungsgesetzes. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist diese zeitliche Be- 
schränkung vertretbar und mit dem Ziel einer umfassenden 
Rehabilitation zu vereinbaren, da nach den vorliegenden Er- 
fahrungen in der Regel eine berufliche Umschulung in längstens 
zwei Jahren mit Erfolg durchgeführt werden kann, zumal eine 
notwendige vorausgehende Grundausbildung davon nicht mit- 
umfaßt wird. Außerdem sind längerdauernde Maßnahmen damit 
nicht ausgeschlossen. Sie kommen insbesondere in Betracht, 
wenn wegen Art oder Schwere der Behinderung oder wegen der 
Art der gewährten Maßnahme eine Eingliederung nur über eine 
länger dauernde Bildungsmaßnahme zu erreichen ist. 

Sie setzen also eine Abwägung der konkreten Umstände des 
Einzelfalles voraus, die Aufgabe der Rehabilitationsträger ist. 
Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die Rehabilitations- 
träger die Ausnahmeregelung bei der Umschulungsdauer grund- 
sätzlich restriktiv handhaben und eine solche Auffassung durch 
die Rechtsprechung bestätigt wurde. Die Bundesregierung hat 
dennoch im Rahmen ihrer Möglichkeiten stets - auch gegenüber 
den Rehabilitationsträgern - den Standpunkt vertreten, daß es 
das Ziel jeder Rehabilitationsmaßnahme sein muß, den Behin- 
derten auf Dauer in Arbeit, Beruf und Gesellschaft einzuglie- 
dern, d. h., daß gegebenenfalls auch eine länger als zwei Jahre 
dauernde Umschulungsmaßnahme bewilligt werden muß. 


3. Welche Probleme bei der Anwendung des Rehabilitations- 
Angleichungsgesetzes ergeben sich bei den Krankenkassen als 
neuem Träger der Rehabilitation hinsichtlich der Betreuung der 
Behinderten, der Einleitung von Rehabilitation smaßnahmen und 
hinsichtlich der Abgrenzung der Finanzierung von Rehabili- 
tationsmaßnahmen gegenüber den anderen Trägern der 
Rehabilitation? 

Schwerwiegende Probleme bei der Anwendung des Gesetzes 
über die Angleichung der Leistungen zur Rehabilitation durch 
die Träger der Krankenversicherung hinsichtlich der Betreuung 
der Behinderten, der Einleitung von Rehabilitationsmaßnahmen 
oder der Abgrenzung der Finanzierung von Rehabilitationsmaß- 
nahmen gegenüber den anderen Trägern der Rehabilitation sind 
der Bundesregerung nicht bekannt geworden. Das schließt je- 
doch nicht aus, daß sich in der ersten Zeit nach dem Inkrafttre- 
ten des neuen Gesetzes vereinzelt vorübergehende Schwierig- 
keiten auch hinsichtlich der dargestellten Fragen ergeben haben 
können. Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Träger der 
Krankenversicherung und ihre Verbände - soweit erforderlich 
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auch mit anderen Trägern der Rehabilitation zusammen - sich 
darum bemühen, die aufgetretenen Schwierigkeiten zu beseiti- 
gen. 

Die Bundesregierung wird mit den Spitzenverbänden der Träger 
der Krankenversicherung erörtern, inwieweit sich noch Pro- 
bleme bei der Anwendung des Rehabilitations-Angleichungsge- 
setzes ergeben, und gegebenenfalls darauf hinwirken, daß diese 
schnellstmöglich gelöst werden. 


4. Ist bei den Trägern der Rehabilitation sichergestellt, daß durch 
entsprechende Fortbildungsmaßnahmen den Fachkräften die 
notwendigen Kenntnisse vermittelt werden? 

Soweit der Bundesregierung bekannt ist, führen die Rehabilita- 
tionsträger Fortbildungsmaßnahmen für ihre Fachkräfte durch. 
Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß vor allem die Qualifi- 
kation und Ausbildung des Personals entscheidend für den Er- 
folg bei der Durchführung des Gesetzes sind. Deshalb müssen 
die Rehabilitationsträger auch weiterhin um eine intensive 
Schulung ihres Personals bemüht sein. Die Bundesregierung 
hat bereits in ihrer Antwort auf die Große Anfrage der CDU/ 
CSU-Fraktion betr. Wiedereingliederung körperlich, geistig und 
seelisch Behinderter in Gesellschaft, Arbeit und Beruf (Druck- 
sache 7/2842) darauf hingewiesen, daß sie alles in ihren Kräften 
stehende tun wird, vorhandene Schwierigkeiten zu beseitigen. 

Die Bundesregierung hat hierzu im Rahmen des ihr Möglichen 
einen Beitrag geleistet. Sie hat die Stifung Rehabiltation, Hei- 
delberg, mit der Durchführung von Aus- und Fortbildungsver- 
anstaltungen für Rehabilitationsfachkräfte beauftragt. Ziel die- 
ser Aus- und Fortbildungslehrgänge ist es, den Fachkräften der 
einzelnen Rehabilitationsträger einen den neuesten Erkennt- 
nissen und auch der Rechtsentwicklung angepaßten Überblick 
über eine umfassende Rehabilitation - auch außerhalb des kon- 
kreten Arbeitsbereichs der einzelnen Fachkraft - zu geben und 
damit ihre fachliche und pädagogische Qualifikation zu verbes- 
sern. 


5. Liegen der Bundesregierung Unterlagen darüber vor, in wieviel 
Fällen Antragsteller auf Maßnahmen zur beruflichen Rehabili- 
tation von den Trägern der Rehabilitation abschlägig beschie- 
den und auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verwiesen wurden? 

Der Bundesregierung liegen hierüber keine Unterlagen vor, da 
die Rehabilitationsträger keine Statistik darüber führen, aus 
welchen Gründen Maßnahmen zur Rehabilitation abgelehnt 
worden sind. Wie die Bundesregierung aber wiederholt betont 
hat, ist es das Ziel der Rehabilitation, den Behinderten auf 
Dauer in Arbeit, Beruf und Gesellschaft einzugliedern. Als ent- 
scheidende Faktoren sind hierbei Eignung, Neigung und bishe- 
rige Tätigkeit des Behinderten zu berücksichtigen. Ist unter die- 
sen Aspekten eine dauerhafte Eingliederung des Behinderten 
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nur über eine berufsfördernde Maßnahme zur Rehabilitation zu 
erreichen, so ist der Rehabilitationsträger verpflichtet, diese 
Maßnahmen zu bewilligen. 


6. In welchem Umfang gelingt es zur Zeit, die durch berufliche 
Maßnahmen geförderten Behinderten in einen Dauerarbeits- 
platz zu vermitteln? 

ln den Statistiken der Bundesanstalt für Arbeit über die Ver- 
mittlungsergebnisse werden die durch berufliche Maßnah- 
men geförderten Behinderten nicht gesondert ausgewiesen. Die 
Bundesregierung verfolgt jedoch laufend den Erfolg der Maß- 
nahmen zur beruflichen Rehabilitation. Ein in ihrem Auftrag zu 
diesem Thema durchgeführtes Forschungsprojekt steht kurz vor 
dem Abschluß. Es bezieht sich hauptsächlich auf die in den Be- 
ruf sförderungswerken durchgeführten Umschulungsmaßnah- 
men. Die bisher vorliegenden Ergebnisse sind durchaus positiv. 
Sie weisen aus, daß von den bis 1971/1972 umgeschulten Behin- 
derten etwa 80 Prozent wieder voll in das Erwerbsleben einge- 
gliedert werden konnten. Bei einem Großteil der umgeschulten 
Rehabilitanden konnte nicht nur ein beruflicher Abstieg ver- 
mieden, sondern sogar ein beruflicher Aufstieg erreicht werden. 
Ergänzend zu den längerfristigen Erfolgsbeobachtungen erörtert 
die Bundesregierung regelmäßig mit den nach dem „Aktions- 
programm Rehabilitation" der Bundesregierung auf gebauten 
Berufsförderungswerken die aktuellen Vermittlungsergebnisse. 
Dabei ergaben sich zwar im vergangenen Jahr im Zuge der all- 
gemein sich verschärfenden Situation auf dem Arbeitsmarkt 
auch Schwierigkeiten bei der Vermittlung von Rehabilitanden. 
Sie traten regional und auch sektoral unterschiedlich in Erschei- 
nung. Im Durchschnitt konnte jedoch auch im vergangenen Jahr 
für die überwiegende Zahl der umgeschulten Rehabilitanden 
kurzfristig eine Arbeitsvermittlung erreicht werden. Im Zuge 
des eingeleiteten wirtschaftlichen Wiederaufschwungs wird sich 
die Situation weiter verbessern. 

Die Bundesregierung hat wiederholt ihre Aufassung bekräftigt, 
daß sie gerade in Zeiten verschärften Wettbewerbs auf dem 
Arbeitsmarkt in der qualifizierten beruflichen Bildung die beste 
Gewähr für Behinderte sieht, einen Dauerarbeitsplatz zu erlan- 
gen. Sie ist darin durch die insgesamt positiven Vermittlungs- 
ergebnisse der Berufsförderungswerke bestätigt worden. Die 
Bundesregierung wird deshalb ihre Bemühungen weiter inten- 
sivieren, die berufliche Bildung Behinderter in qualitativer und 
quantitativer Hinsicht zu verbessern. 


7. Wann beabsichtigt die Bundesregierung, entsprechend dem 
. Entschließungsantrag (Drucksache 7/1237) Maßnahmen zu er- 
greifen, um in den Rehabilitationseinrichtungen eine partner- 
schaftliche Verfassung zu gewährleisten? 


Die Bundesregierung wird zu dieser Frage fristgerecht in ihrem 
noch zu erstattenden Teilbericht zu der Entschließung vom 
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30. Juni 1974 Stellung nehmen. Mit Zustimmung des Deutschen 
Bundestages wird dieser Teilbericht zum 30. Juni 1976 erstattet 
werden. 


8. Hält die Bundesregierung angesichts von mindestens vier Mil- 
lionen Behinderten in der Bundesrepublik die Zahl der von 
1972 bis 1975 geförderten 3400 Wohnungen und 1600 Wohn- 
bauplätze für Schwerbehinderte für ausreichend, und in wel- 
chem Umfang wurden hierbei Zuschüsse jeweils unter Anrech- 
nung des Vermögens entsprechend den Vorschriften des 
BSHG gewährt? 

Es kann davon ausgegangen werden, daß der weitaus überwie- 
gende Teil der Behinderten ausreichend mit Wohnraum ver- 
sorgt ist. Die Schwerbehinderten, die spezielle Wohnbedürfnisse 
haben, stellen demgegenüber eine relativ kleine, aber beson- 
ders hilfsbedürftige Zielgruppe der Wohnungspolitik dar. 

Die Wohnungspolitik hat sich im Laufe der letzten 20 Jahre 
immer mehr auf die Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse be- 
sonderer Personengruppen eingestellt. Hierzu gehören nament- 
lich auch die Schwerbehinderten mit speziellen Wohnbedürf- 
nissen. Der Bund fördert daher im Rahmen des sozialen Woh- 
nungsbaus Wohnraum für Schwerbehinderte, soweit besondere 
bauliche Maßnahmen erforderlich sind, welche die Art und den 
Grad der Behinderung berücksichtigen, mit einem zusätzlichen 
Finanzierungsbeitrag zur normalen Förderung in Höhe der 
Mehrkosten bis zu 15 000 DM je Wohnung. Allein in den Jahren 
1974 und 1975 wurden auf diese Weise 1203 Eigentumsmaßnah- 
men und 1030 Mietwohnungen sowie 1938 Wohnplätze mit 
26 329 600 DM zusätzlich gefördert. Die Bemühungen um die 
Wohnungsversorgung der Behinderten mit speziellen Wohnbe- 
dürfnissen werden im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel 
fortgesetzt werden. 

Zum zweiten Teil der Frage: 

Es trifft nicht zu, daß Hilfen bei der Wohnungsbauförderung für 
Behinderte allgemein nur bei Vorliegen der einkommens- und 
vermögensmäßigen Voraussetzungen gewährt worden wären, 
die das Bundessozialhilfegesetz für Leistungen der Sozialhilfe 
vorsieht. 

Sollte die Frage unmittelbar auf den Umfang der Wohnungs- 
bauförderung für Behinderte als Leistung der Sozialhilfe zielen, 
wäre hierzu folgendes zu bemerken: 

Seit der 3. BSHG-Novelle vom 25. März 1974 ist die Hilfe bei 
der Beschaffung und Erhaltung einer Wohnung, die den beson- 
deren Bedürfnissen des Behinderten entspricht, eine im Gesetz 
{§ 40 Abs. 1 Nr. 6 a BSHG) besonders hervorgehobene Maß- 
nahme der Eingliederungshilfe für Behinderte. Im einzelnen 
kommt im Rahmen dieser Hilfe nicht nur die Gewährung von 
Geldleistungen in Betracht, sei es als Hilfe für die Schaffung 
neuen oder für die behindertengerechte Ausstattung vorhande- 
nen Wohnraums, sondern auch persönliche Hilfe (Beratung, 
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Vermittlung und ähnliches). Darüber, wie hoch der Gesamtauf- 
wand der Sozialhilfe für diese Leistungen in den vergangenen 
Jahren war, insbesondere wie hoch der Anteil der Leistungen 
zur Schaffung von besonderen Wohnungen für Behinderte war, 
liegen der Bundesregierung keine statistischen Daten vor; das 
gleiche gilt für die Frage, in wie vielen Fällen derartige Leistun- 
gen gewährt worden sind. Zur Beantwortung der Frage nach 
den Leistungen der Sozialhilfe für den Wohnungsbau Behinder- 
ter bedürfte es einer besonderen, verwaltungsaufwendigen Er- 
hebung bei den Trägern der Sozialhilfe, die kurzfristig - auch 
repräsentativ - nicht durchführbar ist. 


9. Auf welche Weise ist seitens der Bundesregierung sicher- 
gestellt, daß entsprechend § 12 Abs. 5 des Rehabilitations- 
Angleicbungsgesetzes der Behindertensport in Gruppen unter 
ärztlicher Betreuung als ergänzende Leistung zur Rehabilitation 
von den Trägern der Rehabilitation kostenmäßig Bundes - 
einheitlich übernommen wird? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Frage der bundeseinheit- 
lichen Übernahme der Kosten für den Behindertensport durch 
die Träger der Rehabilitation im Rahmen einer Rechtsverord- 
nung zu regeln. Dabei muß ein Verfahren gefunden werden, das 
einerseits die Rehabilitationsträger nicht über Gebühr belastet 
und andererseits aber auch eine gerechte Verteilung auf die 
einzelnen Behindertensportgruppen ohne großen Verwaltungs- 
aufwand ermöglicht. Letzteres setzt allerdings auch gewisse or- 
ganisatorische Mindestvoraussetzungen bei den mit der Durch- 
führung des Behindertensports beauftragten Sportgruppen vor- 
aus. 

Das zur Zeit in der Kriegsopferversorgung auf Grund des § 1 1 a 
Abs. 3 Bundesversorgungsgesetz anzuwendende Erstattungsver- 
fahren kann nicht auf andere Rehabilitationsträger übertragen 
werden. Einmal ist dieses Erstattungsverfahren im Jahre 1956 
im Hinblick auf die damalige Situation der Kriegsopferversor- 
gung und ihrer besonderen Belange beschlossen worden. Zum 
anderen bereitet es heute auch für diesen Bereich große Schwie- 
rigkeiten, nachdem die Teilnehmer am Behindertensport aus 
dem Kreis der Kriegsopfer zurückgehen und die Teilnehmer 
anderer Behindertengruppen zunehmen. Zahlreiche Beanstan- 
dungen durch den Bundesrechnungshof machen dies deutlich. 

Die Bundesregierung ist daher schon seit längerer Zeit bemüht, 
im Zusammenwirken mit den Ländern und dem Deutschen Be- 
hindertensportverband für diesen Bereich ein neues, von allen 
Beteiligten leichter zu handhabendes Erstattungsverfahren zu 
entwickeln. Dabei strebt sie eine Pauschalierung der Kosten- 
erstattung an, die so gestaltet ist, daß sie auch von den anderen 
Trägern der Rehabilitation übernommen werden kann. 


Die dazu notwendigen Erhebungen zur Ermittlung der Pausch- 
beträge laufen bereits bei den Ländern und werden in Kürze 
abgeschlossen sein. 


7 



Drucksache 7/5526 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Sobald mit allen Beteiligten Einigung über ein solches Erstat- 
tungsverfahren erzielt worden ist, wird dieses dann in einer 
Rechtsverordnung seine Verankerung finden. 

Unter Umständen könnte auch eine Änderung des § 11 a Abs. 3 
Bundes Versorgungsgesetz notwendig werden, da nach § 9 Abs. 2 
Angleichungsgesetz Rechtsverordnungen nur im Rahmen der 
für die Rehabilitationsträger geltenden besonderen gesetzlichen 
Vorschriften erlassen werden können. 


10. In’ welchem Umfang ist durch die Träger der Rehabilitation 
sichergestellt, daß Krankengymnastik zur therapeutischen Be- 
handlung besonderer Behinderungsarten, z. B. Spina Bifida, 
Spastiker und anderer eingesetzt werden? 

Soweit die Träger der Rehabilitation medizinische Leistungen 
zur Rehabilitation oder Krankenpflege zu erbringen haben, han- 
delt es sich in der Regel um Sachleistungen, zu deren Sicher- 
stellung die Träger verpflichtet sind. Dem Bundesversicherungs- 
amt, das die Aufsicht über die bundesunmittelbaren Träger der 
Rehabilitation führt, sind im Rahmen seiner Aufsichtsführung 
keine Tatsachen bekanntgeworden, die Zweifel an der Sicher- 
stellung der therapeutischen Behandlung besonderer Behinde- 
rungsarten durch Krankengymnasten aufkommen lassen könn- 
ten. Auch aus Eingaben Versicherter und anläßlich von Auf- 
sichtsprüfungen haben sich hierfür keine Anhaltspunkte erge- 
ben. 

Ob und inwieweit der Einsatz der Krankengymnasten durch die 
landesunmittelbaren Träger der Rehabilitation sichergestellt ist, 
konnte wegen der Kürze der zur Beantwortung der Kleinen An- 
frage zur Verfügung stehenden Zeit bei den Aufsichtsbehörden 
der Länder nicht ermittelt werden. 
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